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Der folgende Text faßt den im Februar 2006 
von der Europäischen Kommission vorge-
legten „Bericht zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern, 2006“1 zusammen. 

 

I. Einleitung 

Der vorliegende Bericht ist bereits der drit-
te in dieser Form2 und schließt sich an die 
Berichte der Europäischen Kommission 
über Chancengleichheit für Frauen und 
Männer in der Europäischen Union (EU) 
aus den Jahren 20013 und 20024 an. 

Ausgangspunkt dieser Berichte war die im 
Juni 2000 von der Europäischen Kommissi-
on ausgerufene und auf fünf Jahre angeleg-
te Rahmenstrategie (2001-2005) der Ge-
meinschaft zur Förderung der Gleichstel-

                                                      
1 Bericht erstellt auf der Grundlage von 

KOM(2006) 71. endg. Dieses und alle weiteren 
Dokumente sind auf den Internetseiten der Eu-
ropäischen Union (www.eu.int) einsehbar. 

2 S.  Bericht der Kommission an den Rat, das 
Europäische Parlament, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuß  sowie den 
Ausschuß der Regionen KOM(2004) 115 vom 
19. Februar 2004 und KOM(2005) 44 vom 14. 
Februar 2005. 

3  KOM(2002) 258 endg. vom 28. Mai 2002. 
4  KOM(2003) 98 endg. vom 5. März 2003. 

lung von Frauen und Männern.5 Danach 
sollte ein Aktionsrahmen vorgegeben wer-
den, der die Einbeziehung des Aspekts der 
Chancengleichheit in alle Maßnahmen der 
Gemeinschaft ermöglicht, damit diese zur 
Erreichung des Ziels beitragen können, 
Ungleichheiten zu beseitigen und die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
zu fördern. Spezifische Maßnahmen zur 
Förderung der Geschlechtergleichstellung 
sollten dabei mit diesem umfassenden 
Gender-Mainstreaming-Ansatz kombiniert 
werden. 

Grundlage für die Rahmenstrategie war die 
im März 2000 in Lissabon vom Europäi-
schen Rat beschlossene wirtschafts- und 
sozialpolitische Agenda, nach der die EU 
bis zum Jahre 2010 „zum wettbewerbsfä-
higsten und dynamischsten wissensbasier-
ten Wirtschaftsraum der Welt gemacht 
werden [sollte], der dazu fähig sein soll, ein 
dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit 
mehr und besseren Arbeitsplätzen und 
einem größeren sozialen Zusammenhalt zu 
erzielen.“6 Wichtige Voraussetzung für ein 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum sei eine 
Reform des Arbeitsmarktes, insbesondere 
durch die Erlangung einer höheren Be-
schäftigungsquote von 70% bis zum Jahr 
2010. Die Geschlechtergleichstellung wur-
de dabei als wesentlicher Faktor zur Errei-
chung dieses Ziels angesehen, deren Förde-
rung, wie in der Rahmenstrategie vorgese-
hen, bei allen Maßnahmen der EU und ih-
rer Mitgliedstaaten Berücksichtigung fin-
den sollte. 

                                                      
5  KOM(2000) 335 endg. vom 7. Juni 2000. 
6  Frühjahrsgipfel der EU am 23. und 24. März 

2000, Lissabon. 
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Auch für die kommenden Jahre ist der Weg 
der EU in bezug auf die Geschlechter-
gleichstellung vorgezeichnet. In der Sozi-
alpolitischen Agenda für den Zeitraum 
2005-2010,7 welche die überarbeitete,8 so-
genannte Lissabon-Strategie für Wachstum 
und Beschäftigung ergänzt und unter-
stützt, bekräftigt die EU ihr Engagement 
für die Gleichstellung der Geschlechter. 
Bedeutung kommt der Geschlechtergleich-
stellung danach vermehrt mit Blick auf die 
Bewältigung der Arbeitsmarktprobleme 
und die Stärkung der Zukunftsfähigkeit 
der sozialen Sicherungssysteme zu. Anfang 
2006 hat die Kommission einen Fahrplan 
für die Gleichstellung von Frauen und 
Männern9 vorgelegt. Dieser baut auf der 
Rahmenstrategie für den Zeitraum 2001-
2005 auf, wobei er bereits bestehende er-
folgreiche Tätigkeiten stärkt und neue In-
itiativen begründet. Schwerpunkte der EU-
Arbeit werden danach die gleiche wirt-
schaftliche Unabhängigkeit für Frauen und 
Männer, die Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben, eine ausgewogene Repräsen-
tanz in Entscheidungsprozessen, die Besei-
tigung aller Formen geschlechtsbezogener 
Gewalt, die Beseitigung von Geschlechts-
stereotypen sowie die Förderung der 
Gleichstellung in Außen- und Entwick-
lungspolitik sein. 

 

II. Entwicklungen im Jahr 2005 sowie 
Herausforderungen und Orientierun-
gen für die zukünftige Politik 

Die Geschlechtergleichstellung ist nicht erst 
seit der Rahmenstrategie 2001-2005 Thema 
auf Gemeinschafts- und Mitgliedstaaten-
ebene. Sie gehört zu den Grundprinzipien 
der EU und ist als solches im Zuge der ver-
schiedenen Vertragsänderungen, durch 
Entscheidungen des Europäischen Ge-
richtshofes und aufgrund von Richtlinien 
stetig in die aktuelle Politik und Rechtslage 
eingearbeitet worden. Die Rahmenstrategie 
setzte also an einem Punkt an, da bereits 
                                                      
7  KOM(2005) 33 endg. vom 9. Februar 2005. 
8  KOM(2005) 24 endg. vom 2. Februar 2005. 
9  KOM(2006) 92 endg. vom 1. März 2006. 

ein politischer wie rechtlicher Rahmen auf 
EU-Ebene für die Durchführung von Maß-
nahmen zur Förderung der Geschlechter-
gleichstellung geschaffen war. Mit ihr 
wurde es nun möglich, positive Entwick-
lungen zu bündeln und fortzuentwickeln 
bzw. darauf aufzubauen, um einen Gen-
der-Mainstreaming-Ansatz in der Gemein-
schaft und in den Mitgliedstaaten zu 
verbreiten sowie gleichzeitig spezifische 
Maßnahmen zur Förderung der Geschlech-
tergleichstellung gezielter durchzuführen. 

Im folgenden soll dargestellt werden, wel-
che Entwicklungen im Jahr 2005 in den 
verschiedenen Bereichen der Gemein-
schaftspolitik verzeichnet werden konnten. 
Ihnen gegenübergestellt werden im einzel-
nen die Herausforderungen und Orientie-
rungen für die zukünftige Politik, die auf 
dem Weg zur Verwirklichung der Ge-
schlechtergleichstellung noch in Angriff 
genommen werden müssen. 

 

1. Beschäftigung und Bildung 

Die Geschlechtergleichstellung wird im 
Rahmen der Lissabon-Strategie für Wach-
stum und Beschäftigung10 als ein entschei-
dender Fortschrittsfaktor anerkannt. Die 
Beseitigung struktureller Ungleichheiten 
zwischen Frauen und Männern kann dabei 
behilflich sein, das Beschäftigungspotential 
freizusetzen und gleichzeitig den sozialen 
Zusammenhalt und die Zukunftsfähigkeit 
der sozialen Sicherungssysteme zu stärken. 
Entsprechend wurden die Mitgliedstaaten 
und Sozialpartner immer wieder aufgefor-
dert, Maßnahmen zu ergreifen, um Un-
gleichheiten zwischen Frauen und Män-
nern in Beschäftigung und damit einherge-
hend in der Bildung zu überwinden.  

Auf EU-Ebene wurde 2005 ein geänderter 
Vorschlag für eine Richtlinie11 angenom-
men, die das derzeitige Gemeinschaftsrecht 
zur Gleichbehandlung im Bereich Beschäf-
tigung vereinfacht und modernisiert. Der-
zeit laufen Bemühungen, für eine rasche 

                                                      
10  S. Fn. 6. 
11  KOM(2005) 380 endg. vom 25. August 2005. 
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Verabschiedung der Richtlinie im Jahr 2006 
auf der Grundlage des zwischen dem Eu-
ropäischen Rat und dem Europäischen 
Parlament ausgehandelten Gemeinsamen 
Standpunkts zu sorgen. 

Im Rahmen des Europäischen Sozialen 
Dialogs kam es im März 2005 zur Verab-
schiedung eines Aktionsrahmens für Ge-
schlechtergleichstellung durch die Sozial-
partner mit den Schwerpunkten Geschlech-
terrollen, Frauen in Entscheidungsprozes-
sen, Vereinbarkeit von Berufs- und Privat-
leben, geschlechtsspezifisches Lohngefälle.  

Diesen rechtlichen bzw. politischen Ent-
wicklungen schlossen sich 2005 tatsächli-
che positive Entwicklungen im Bereich der 
Frauenbeschäftigung an, die zum Abbau 
der geschlechtsspezifischen Unterschiede 
bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
beitrugen. Es zeigt sich aber, so der hier 
referierte Bericht, daß nach wie vor gravie-
rende Ungleichheiten, insbesondere bei 
den Lohnunterschieden, bestehen, die es in 
geeigneter Weise noch zu überwinden gilt. 

 

a. Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten 

In den letzten zehn Jahren sind eine beacht-
liche Anzahl Frauen in den Arbeitsmarkt 
eingestiegen und haben damit das im 
Rahmen der Lissabon-Strategie12 ange-
strebte Ziel einer Beschäftigungsquote in 
der EU von 70% bis 2010 in erreichbare 
Nähe gebracht. So ist die Beschäftigungs-
quote der Frauen in der EU der 25 auf 
55,7% gestiegen.13 Die Beschäftigungsquote 
der Männer änderte sich im gleichen Zeit-
raum nur unwesentlich. Entsprechend ver-
ringerte sich die Diskrepanz bei den Be-
schäftigungsquoten von Frauen und Män-
nern 2004 auf 15,2% gegenüber 18,1% im 
Jahr 1999.  

Auch bei der Gruppe der älteren Arbeits-
kräfte waren die Fortschritte bei der Anhe-
bung der Beschäftigungsquote bei den 
                                                      
12  S. Fn. 6. 
13  Soweit nicht anders angegeben, wurden die 

statistischen Werte im Jahr 2004 erhoben. Quelle 
der Statistiken  ist Eurostat. 

Frauen größer als bei den Männern. Die 
Beschäftigungsquote bei Frauen über 55 
stieg 2004 auf 31,7% und lag damit 5,4 Pro-
zentpunkte über dem Niveau von 1999. 
Damit verringerte sich auch hier der zah-
lenmäßige Unterschied bei den Beschäfti-
gungsquoten für ältere Arbeitskräfte. Die 
Diskrepanz von 19,1% im Jahr 2004 war 
aber trotzdem immer noch sehr hoch. 

Die Diskrepanz zwischen den Arbeitslo-
senquoten von Frauen und Männern sank 
aufgrund eines zahlenmäßigen Rückgang 
bei den weiblichen Arbeitslosen bei gleich-
zeitigem Anstieg der Zahl der männlichen 
Arbeitlosen von 3% im Jahr 1999 auf 2,1% 
im Jahr 2004.  

Die vorliegenden Angaben täuschen trotz 
der Erfolge nicht darüber hinweg, daß in 
der EU immer noch ein traditionelles Mu-
ster im Bereich der Beschäftigung vorzu-
finden ist, nach dem Männer für den Un-
terhalt der Familie aufkommen. Gerade mit 
Blick auf die Diskrepanz bei den Beschäfti-
gungsquoten zwischen Männern und 
Frauen zeigt sich, daß jenes Rollenbild in 
den südlichen Ländern wie Zypern, Grie-
chenland, Italien, Spanien und Malta aber 
auch Luxemburg (über 20%) eher vorzu-
finden ist als in den skandinavischen oder 
baltischen Staaten (unter 10%). Unserer 
heutigen Gesellschaftsstruktur wird dieses 
Muster aber nicht mehr gerecht. So sind 
vermehrt ältere Frauen und alleinerziehen-
de Mütter von der Arbeitslosigkeit und 
einer damit einhergehenden sozialen Aus-
grenzung bedroht.  

 

b. Bildungsquoten 

Im Bildungsbereich herrscht ebenfalls noch 
das alte Rollenbild vor, das durch Schwie-
rigkeiten, Privat- und Berufsleben zu ver-
einbaren, Stereotype sowie Frauen benach-
teiligende Entgelt- und Evaluierungssy-
steme weiter festgeschrieben wird. Zwar 
gingen 2005 mehr Frauen als Männer mit 
einem Abschluß von der Sekundarstufe II 
(80% der Frauen gegenüber 74% der Män-
ner) und schlossen mehr Frauen als Män-
ner ein Studium ab (59%).  
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c. Frauen in Führungspositionen 

Die Anzahl an Frauen nimmt aber ab, je 
höher sie die Karriereleiter erklimmen. 
Frauen stellen im Bildungsbereich dann 
43% der Doktoranden und lediglich noch 
15% der ordentlichen Professoren. Wie 
schon im Bildungsbereich zeigt sich allge-
mein, daß Karrieren von Frauen durch Ste-
reotype und weitere strukturelle Ungleich-
heiten erheblich beeinträchtigt werden. 
Frauen stellen nur 32% der Management-
kräfte in Unternehmen. Lediglich 10% der 
Vorstandsmitglieder und 3% der Ge-
schäftsführenden größerer Unternehmen in 
der EU sind Frauen.  

Der Rat „Wettbewerbsfähigkeit“ forderte 
nun im April 2005 die Mitgliedstaaten auf, 
mehr Frauen im Forschungsbereich in Füh-
rungspositionen zu bringen. Ziel soll es 
sein, eine 25prozentige Frauenbeschäfti-
gung im öffentlichen Sektor zu erreichen. 

 

d. Geschlechtersegregation 

Trotz der positiven Entwicklung der Frau-
enbeschäftigung ist festzustellen, daß den 
größten Beschäftigungszuwachs jene Berei-
che und Berufe zu verzeichnen haben, in 
denen bereits überwiegend Frauen tätig 
sind. Die Geschlechtersegregation am Ar-
beitsmarkt hat also zugenommen. Die 
sektorale Segregation stieg weiter an und 
liegt derzeit bei 25,4%, die berufliche Se-
gregation beträgt 18,1%. Entsprechend sind 
vier von zehn weiblichen und weniger als 
zwei von zehn männlichen Beschäftigten in 
der öffentlichen Verwaltung, im Bildungs-
wesen sowie im Gesundheits- und Sozial-
bereich tätig. 

Im privaten Sektor sieht die Lage etwas 
anders aus. Hier konnte im Zeitraum 2000-
2004 ein Beschäftigungszuwachs von mehr 
als 5% verzeichnet werden, wobei die Un-
ternehmensdienstleistungen für Frauen 
wie für Männer gleichermaßen eine Quelle 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen sind. 

 

e. Entgeltunterschiede 

Gerade bei den Entgeltunterschieden zeigt 
sich, wie weit die EU von der Verwirkli-
chung der Geschlechtergleichstellung noch 
entfernt ist. Im Durchschnitt verdienen 
Frauen nämlich pro Arbeitsstunde 15% 
weniger als Männer. Dieser Unterschied ist 
auf die Nichteinhaltung der Rechtsvor-
schriften zur Gleichheit des Arbeitsentgelts 
als auch eine Reihe struktureller Ungleich-
heiten wie z.B. Arbeitsmarktsegregation, 
unterschiedliche Arbeitsmuster oder den 
Zugang zu Aus- und Weiterbildung zu-
rückzuführen. 

 

f. Herausforderungen für die Zukunft 

Angesichts der dargestellten Entwicklung 
und den weiterhin bestehenden Problemen 
wird klar, in welche Richtung die Heraus-
forderungen der EU bei der Geschlechter-
gleichstellung im Bereich Bildung und Be-
schäftigung für die Zukunft zielen. 

Die Mitgliedstaaten wie auch die Sozial-
partner sollen weiter auf die Verringerung 
von Unterschieden zwischen den Beschäf-
tigungsquoten der Frauen und denen der 
Männer, insbesondere bei älteren Arbeits-
kräften, hinwirken. 

Weiterhin gilt es, das geschlechtsspezifi-
sche Lohngefälle abzubauen und die 
zugrundeliegenden Ursachen zu bekämp-
fen. Hier muß Sorge dafür getragen wer-
den, daß bestehende Rechtsvorschriften 
effektiv umgesetzt und die Sozialpartner 
aktiv eingebunden werden. Als wichtige 
Punkte, bei denen Handlungsbedarf be-
steht, werden die sektorale und berufliche 
Segregation, der Zugang zu allgemeiner 
und beruflicher Bildung für alle, transpa-
rente Evaluierungs- und Entgeltsysteme, 
die Sensibilisierung und Bekämpfung von 
Stereotypen bei den Entscheidungsträgern 
sowie die Überprüfung von Berufsklassifi-
kationen genannt. 

Es wurde erkannt, daß Arbeitsplatzqualität 
und ein gutes Arbeitsumfeld wichtig sind, 
um Menschen für den Arbeitsmarkt zu 
gewinnen und im Erwerbsleben zu halten. 
Hier sollen die Mitgliedstaaten und die 
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Sozialpartner konkrete Schritte zur Verbes-
serung der genannten Bedingungen unter-
nehmen. 

Des weiteren werden bei den Mitgliedstaa-
ten Reformen der Steuer- und Soziallei-
stungssysteme angemahnt, die Anreize 
schaffen sollen für Haushaltsmitglieder mit 
geringerem Verdienst und Personen, die 
Betreuungsaufgaben wahrnehmen, eine 
Beschäftigung aufzunehmen. 

Die Umsetzung der Lissabon-Strategie für 
Wachstum und Beschäftigung14 erfordert 
letztlich finanzielle Mittel. Die Struktur-
fonds sollen im Bereich der Geschlechter-
gleichstellung dieses Ziel unterstützen. 
Zudem muß für eine ausreichende Finan-
zierung spezifischer Maßnahmen auf die-
sem Gebiet gesorgt werden. 

 

2. Frauen zwischen Familie und Beruf 

Die Schwierigkeiten, denen Frauen bei der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf in der 
EU begegnen, spiegeln sich gerade im Be-
reich der Teilzeitbeschäftigung wider. So 
arbeiten 32,6% der erwerbstätigen Frauen, 
aber nur 7,4% der Männer Teilzeit. Dieser 
große geschlechtsspezifische Unterschied 
ist wiederum auf ein tradiertes Rollenver-
halten zurückzuführen. In erster Linie sind 
es nämlich immer noch Frauen, die Betreu-
ungsaufgaben für hilfebedürftige Angehö-
rige und hier insbesondere für Kinder 
übernehmen. Insgesamt führt ein Kind bei 
Frauen zwischen 20 und 49 Jahren dazu, 
daß die Beschäftigungsquote um 14,3% 
sinkt, während sie bei Männern gar um 
5,6% steigt. Mit der Anzahl der Kinder 
steigt auch die Anzahl der Frauen, die Teil-
zeitbeschäftigung in Anspruch nehmen. 
Ein Drittel der Frauen mit einem Kind und 
die Hälfte der Frauen mit drei und mehr 
Kindern arbeiten dann Teilzeit. Bei Män-
nern wirkt sich die Anzahl der Kinder nur 
geringfügig auf den Prozentsatz der teil-
zeitarbeitenden aus.  

 

                                                      
14  S. Fn. 6. 

Die Förderung der Vereinbarkeit von Be-
rufs- und Privatleben dient in großem Ma-
ße dem Ziel der Geschlechtergleichstellung 
sowie der Verbesserung des Arbeitsumfel-
des und leistet zudem einen Beitrag zur 
Bewältigung des demographischen Wan-
dels. 

Zuvörderst steht daher die Aufgabe der 
Mitgliedstaaten, erschwingliche Betreu-
ungsangebote hoher Qualität für Kinder 
und andere hilfebedürftige Angehörige zu 
schaffen, die angemessene Öffnungszeiten 
und Flexibilität angesichts einer Vollzeitbe-
rufstätigkeit von Frauen und Männern ge-
währleisten.  

Mit dieser Aufgabe einher geht die Einfüh-
rung anpassungsfähiger Arbeitsregelun-
gen, die den unterschiedlichen Bedürfnis-
sen in verschiedenen Lebensphasen Rech-
nung tragen.  

Weiter schließt sich die Abstimmung von 
Öffnungs- bzw. Betriebszeiten öffentlicher 
Einrichtungen, Verkehrsmitteln und von 
Anbietern von Beschäftigungsdienstlei-
stungen auf die Arbeitszeiten Berufstätiger 
an mit dem Ziel, Frauen und Männern, die 
Betreuungsaufgaben übernommen haben, 
den Eintritt in den Arbeitsmarkt zu ermög-
lichen bzw. sie dort zu behalten. 

Schließlich gilt es in Ergänzung zu diesen 
äußeren Rahmenbedingungen Maßnahmen 
zu ergreifen, um alte Rollenbilder zu besei-
tigen und Männer zu ermutigen, Verant-
wortung in Haushalt und Familie zu über-
nehmen. Dies soll insbesondere mit finan-
ziellen Anreizen erreicht werden. 

 

3. Institutionelle Mechanismen zur För-
derung der Geschlechtergleichstellung 

Institutionelle Mechanismen im Rahmen 
der Geschlechtergleichstellung helfen zum 
einen, bereits erfolgte oder erfolgende 
Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung zu 
überprüfen und gegebenenfalls zu korri-
gieren; zum anderen können sie selber als 
„Zukunftsmotor“ zur Beseitigung von Un-
gleichheiten zwischen Frauen und Män-
nern dienen. Im Jahre 2005 hat sich hin-
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sichtlich der Einrichtung institutioneller 
Mechanismen einiges getan.  

Am 5. Oktober 2005 endete die Umset-
zungsfrist für die Gleichbehandlungsricht-
linie15 aus dem Jahr 2002, welche die Ein-
richtung von Gleichbehandlungsstellen 
vorsah, die zur besseren Anwendung der 
Rechtsvorschriften zur Geschlechtergleich-
stellung beitragen sollen. Die gestellte Frist 
wurde von den meisten Mitgliedstaaten 
eingehalten, die anderen erwartet ein Ver-
tragsverletzungsverfahren.16  

Weiterhin schlug die Kommission am 8. 
März 2005 vor, ein Europäisches Institut 
für Gleichstellungsfragen17 zu schaffen. 
Dazu gab der Europäische Wirtschafts- 
und Sozialausschuß im September 200518 
eine befürwortende Stellungnahme ab. Im 
März 2006 schließlich verabschiedete das 
Europäische Parlament19 die Einrichtung 

                                                      
15 Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 23. September 2002 
zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des 
Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 
(ABl. L 269 vom 5. Oktober 2002, S. 15). 

16  Die Bundesrepublik Deutschland wurde bereits 
wegen der nicht fristgemäßen Umsetzung der 
Richtlinien 2000/43/EG und 2000/78/EG vom 
Europäischen Gerichtshof verurteilt. Falls sich 
die Gesetze zur Umsetzung der Richtlinien auf 
Diskriminierung wegen des Alters und einer 
Behinderung beziehen, können die Mitglied-
staaten eine Zusatzfrist von bis zu drei Jahren in 
Anspruch nehmen und die Gleichbehandlungs-
richtlinie (2000/78/EG) so erst nach der für die 
anderen Diskriminierungsgründe festgesetzten 
Frist erfüllen. Die Zusatzfrist von drei Jahren 
wird von Belgien, Deutschland, den Niederlan-
den und Schweden bei Diskriminierung wegen 
des Alters, von Frankreich und Schweden bei 
Diskriminierung wegen einer Behinderung und 
vom Vereinigten Königreich in Verbindung mit 
der Berufsausbildung in Anspruch genommen. 
Diese Staaten müssen der Kommission jährlich 
über die Fortschritte, die sie bei der Umsetzung 
erzielen, Bericht erstatten.  

17  KOM(2005) 81 endg. vom 8. März 2005. 
18  CESE 1066/2005 vom 28. September 2005. 
19  EP P6_TA(2006)0074 vom 14. März 2006; 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.

eines solchen Instituts, das ein wichtiges 
Instrument für die Verbreitung von Infor-
mationen, den Austausch bewährter Praxis 
und die Entwicklung methodischer In-
strumente zur Förderung des Gender-
Mainstreaming sein wird. Zu den Zielen 
heißt es in Art. 2 des Kommissionsvor-
schlags: 

„Die übergreifenden Ziele des Instituts beste-
hen darin, die Gemeinschaftsinstitutionen, 
insbesondere die Kommission, und die Be-
hörden der Mitgliedstaaten in der Bekämpfung 
der Diskriminierung aus Gründen des Ge-
schlechts, der Förderung der Geschlechter-
gleichstellung und der Sensibilisierung der EU-
Bürgerinnen und -Bürger für Gleich-
stellungsfragen zu unterstützen.“ 

Die Mitgliedstaaten sollen mit Blick auf die 
Zukunft dafür Sorge tragen, daß die natio-
nalen Strukturen zur Förderung der Ge-
schlechtergleichstellung, einschließlich der 
gemäß EU-Richtlinie eingerichteten 
Gleichbehandlungsstellen, ordnungsgemäß 
funktionieren und über die nötige Unab-
hängigkeit sowie Ressourcen und Kapazi-
täten verfügen.  

Zudem gilt es, auch weiterhin nach Ge-
schlecht aufgeschlüsselte, zeitnahe, ver-
gleichbare und zuverlässige Daten zu er-
heben, zu sammeln und zu verbreiten, um 
die Fortschritte in der Gleichstellungspoli-
tik bewerten zu können. 

Nach Auffassung der Europäischen Kom-
mission sind Partnerschaft und Dialog für 
die Verwirklichung der Geschlechter-
gleichstellung von erheblicher Bedeutung. 
In allen Phasen der Planung, Durchfüh-
rung und Bewertung der Gleichstellungs-
politik sollen daher sämtliche Beteiligte, 
von den zuständigen Ministerien über die 
Gleichstellungsstellen hin zu den Sozial-
partnern und letztlich der Zivilgesellschaft, 
einbezogen werden.  

Die Mitgliedstaaten sollen verstärkt auf 
eine Implementierung des Gender-
Mainstreaming-Ansatzes in allen relevan-
ten Politikbereichen hinarbeiten und kon-

                                                                               
do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2006-
0074+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE.  
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krete Schritte zur Entwicklung unterstüt-
zender Verfahren und Instrumente unter-
nehmen.  

Beachtung soll der Gender-Mainstreaming-
Ansatz schließlich auch in allen Kapiteln 
der nationalen Reformprogramme der Mit-
gliedstaaten und insbesondere in den Be-
reichen Wirtschafts-, Unternehmens- und 
Haushaltspolitik finden, in denen bisher 
nur wenig Fortschritte erzielt werden 
konnten. 

 

4. Gleichstellung, Immigrationspolitik, 
Menschenhandel 

Geschlechtergleichstellung kann nicht voll 
verwirklicht werden, wenn sie nur in be-
zug auf die Angehörigen der EU-
Mitgliedstaaten greifen soll. Sie muß daher 
auch in der Immigrationspolitik Beachtung 
finden. Entsprechend wurde 2005 in der 
von der Kommission vorgelegten Agenda 
für die Integration von Drittstaatsangehö-
rigen20 die Notwendigkeit zum Ausdruck 
gebracht, die Gender-Perspektive in der 
Immigrationspolitik ausreichend zu be-
rücksichtigen. Das Potential von Immigran-
tinnen am Arbeitsmarkt müsse umfassend 
genutzt werden. 

Engagement zeigte die Kommission auch 
im Jahr 2005 bei der Bekämpfung des Men-
schenhandels, von dem nach wie vor ins-
besondere Frauen betroffen sind. Sie hat 
ein ganzheitliches Konzept sowie Vor-
schläge für einen Aktionsplan21 vorgelegt, 
der die Bedeutung der Gender-Perspektive 
in der Prävention und bei der Beseitigung 
aller Formen von Ausbeutung unter-
streicht. 

 

5. Gleichstellung und Außenpolitik 

Die EU war von Beginn an weltweit ein 
Vorreiter in der Gleichstellungspolitik. 
Dies spiegelt sich in ihrer eigenen Entwick-
lungspolitik sowie ihrer Politik gegenüber 
Nicht-EU- und potentiellen EU-Mitglied-
                                                      
20  KOM(2005) 389 vom 1. September 2005. 
21  KOM(2005) 514 vom 18. Oktober 2005. 

staaten als auch in ihrem Auftreten auf 
hoher internationaler Ebene, wider. So hat 
die EU unter anderem die Pekinger Akti-
onsplattform (PAP) intensiv unterstützt, 
die zum Abschluß der Vierten Weltfrauen-
konferenz der Vereinten Nationen (UN) in 
Peking im September 1995 verabschiedet 
wurde. In ihr wie in der Erklärung zur 
Weltfrauenkonferenz sind die strategischen 
Ziele definiert und die Maßnahmen aufge-
listet, die zu ergreifen sind, um die der 
Förderung der Frau entgegenstehenden 
Hindernisse zu beseitigen. Mit ihrer Forde-
rung nach wirksamer Umsetzung22 der 
PAP hat die EU ihr Engagement für deren 
vollständige Realisierung als eine wichtige 
Voraussetzung für die Erreichung der in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele 
bekräftigt.  

Im Jahr 2005 nun wurde der zehnte Jah-
restag der PAP begangen. Eine Bilanz über 
die erreichten Fortschritte wurde gezogen, 
wobei auch angemerkt wurde, daß immer 
noch zu wenige Frauen Zugang zu Bil-
dung, Beruf, Arbeit, Gesundheits- und re-
produktionsrechtlicher Medizin haben. 

Des weiteren gaben im November 2005 das 
Europäische Parlament, die Europäische 
Kommission und der Europäische Rat eine 
gemeinsame Erklärung mit dem Titel „Der 
europäische Konsens über die Entwick-
lungspolitik“23 ab, die die Gleichstellung 
als eine von fünf zentralen Grundsätzen in 
der Entwicklungspolitik nennt.  

Schließlich sieht die EU-Strategie für Afri-
ka24 die Berücksichtigung des Gleichstel-
lungsaspekts bei allen Partnerschaften und 
internationalen Entwicklungsstrategien 
vor. Die EU sollte angesichts ihres weltweit 
positiven Einflusses zur Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern in 
ihren außenpolitischen Beziehungen auch 
weiterhin sicherstellen, daß Gender-
Aspekte Berücksichtigung finden. 

                                                      
22  Dokument 9242/05 des Rates der Europäischen 

Union vom 27. Mai 2005. 
23  Dokument 14820/05 des Rates der Europäi-

schen Union vom 22. November 2005. 
24  KOM(2005) 489 vom 12. Oktober 2005. 
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Im Bereich der Außenpolitik sollen die Mit-
gliedstaaten die vollständige und effektive 
Umsetzung der PAP und der Erklärung 
der Vierten Weltfrauenkonferenz voran-
treiben, dabei die Fortschritte im Wege 
einer regelmäßigen Berichterstattung und 
Ergebnisbewertung überwachen und zeit-
lich fixierte Zielvorgaben zu machen.  

Entwicklungsländer sollen technisch und 
finanziell in ihren Bemühungen zur Einbe-
ziehung des Gender-Mainstreaming-Ansat-
zes in ihre Politiken und Programme un-
terstützt werden. Weiterhin sollen die Mit-
gliedstaaten im Rahmen von Partnerschaf-
ten mit Nicht-EU-Mitgliedstaaten und in 
ihren Entwicklungsstrategien, einschließ-
lich der Armutsbekämpfungsstrategien, die 
Gender-Perspektive berücksichtigen.  

Letztlich sollen Beitrittsländer, Kandida-
tenländer und potentielle Kandidaten in 
ihren Anstrengungen unterstützt werden, 
den gemeinschaftlichen Besitzstand im 
Bereich Geschlechtergleichstellung umzu-
setzen, anzuwenden und effektiv durchzu-
setzen und die dafür erforderlichen Ein-
richtungen zu schaffen. 

 

III. Fazit 

Dieser Jahresbericht zeigt wie seine Vor-
gänger, daß bei der Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der EU eine „Poli-
tik der kleinen Schritte“ verfolgt wird, die 
allmählich Früchte trägt. Die gestellten 
Herausforderungen und Orientierungen 
für die Zukunft wirken dabei teils wie eine 
Wiederholung des bereits Bekannten. Ge-
rade dieser Aspekt macht aber deutlich, 
daß die Geschlechtergleichstellung noch 
lange nicht gelebte Realität ist. Ihre Förde-
rung bei der Bewältigung des tagespoliti-
schen Geschehens nicht aus den Augen zu 
verlieren, ist Aufgabe der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft. Angesichts nachlas-
senden Interesses an dem Thema „Ge-
schlechtergleichstellung“ kann es der Sache 
nur zum Vorteil gereichen, wenn auch in 
Zukunft mit Hilfe der Berichte der Euro-
päischen Kommission die nach wie vor 
notwendigen Bemühungen in Erinnerung 

gerufen und dann letztlich auf lange Sicht 
auch verwirklicht werden. 

 
Weitere Informationen zur Gleichstellungspo-
litik der Europäischen Union finden sich un-
ter: 

http://ec.europa.eu/employment_social/ 
gender_equality/index_de.html 

http://europa.eu/scadplus/leg/de/ 
s02310.htm 

 

Für Informationen zu den zurückliegenden 
Jahresberichten der Europäischen Kommissi-
on sei auf folgende Artikel im Menschen-
RechtsMagazin verwiesen: 

Catharina Herms, Jahresbericht 2001 der Euro-
päischen Kommission über Chancengleichheit 
für Frauen und Männer in der EU, in: MRM 
2002, S. 140-148. 

Gunda Meyer, Europäische Union und die 
Gleichstellung von Frauen und Männern im 
Jahr 2004 in: MRM 2005, S. 187-192. 
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